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4. Zahlungen natürlicher Personen für den Bezug von Waren zum 
persönlichen Gebrauch und für die Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen zu persönlichen Zwecken.

(3) Zahlung im Sinne dieses Kapitels ist auch die Aufrechnung und 
die Verrechnung. Als Zahlung gilt ferner das Einbringen von Sachen 
und Rechten in Unternehmen, Zweigniederlassungen und Betriebs­
stätten.

§66
Form der Meldung

(1) Ausgehende Zahlungen, die über ein gebietsansässiges Geldin­
stitut oder eine Postanstalt im Wirtschaftsgebiet geleistet werden, 
sind mit dem Vordruck „Zahlungsauftrag im Außenwirtschaftsver­
kehr“ (Anlage Z 1) zu melden.

(2) Eingehende und ausgehende Zahlungen außerhalb des Waren­
verkehrs, die durch Gebietsansässige, ausgenommen Geldinstitute, 
über ein Konto bei einem gebietsfremden Geldinstitut entgegenge­
nommen oder geleistet werden, sind in doppelter Ausfertigung zu 
melden, und zwar

1. eingehende Zahlungen mit dem Vordruck „Auslandskontenmel­
dung (Eingänge)“ (Anlage Z 2),

2. ausgehende Zahlungen mit dem Vordruck „Auslandskontenmel­
dung (Ausgänge)“ (Anlage Z 3).

(3) Eingehende und ausgehende Zahlungen, die nicht nach den 
Absätzen 1 und 2 gemeldet werden müssen, sind mit dem Vordruck 
„Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr“ (Anlage Z 4) in doppelter 
Ausfertigung zu melden. Für den Warenverkehr und für den übrigen 
Außenwirtschaftsverkehr sind getrennte Meldungen einzureichen.

(4) In den Meldungen sind die Kennzahlen des Leistungsverzeich­
nisses (Anlage LV) anzugeben.

(5) Bei abgabenbegünstigten Lieferungen und Leistungen an im 
Wirtschaftsgebiet stationierte ausländische Truppen sowie an das 
zivile Gefolge kann abweichend von Absatz 3 Satz 1 die Meldung 
auch durch Abgabe einer Durchschrift der Empfangsbestätigung der 
Truppen oder des zivilen Gefolges nach dem auf Grund der 
Abgabenvorschriften vorgeschriebenen Muster erstattet werden.

§67
Meldefrist

Die Meldungen sind abzugeben
1. bei Zahlungen nach § 66 Abs. 1

mit der Erteilung des Auftrages an das Geldinstitut oder die 
Postanstalt; der Auftraggeber kann die für die Deutsche 
Bundesbank bestimmte Ausfertigung des Zahlungsauftrages bei 
der Erteilung des Auftrages auch in verschlossenem Umschlag, 
auf dem sein Name und seine Anschrift als Absender angegeben 
sind, zur Weiterleitung an die Deutsche Bundesbank abgeben; in 
diesem Falle brauchen in der für das Geldinstitut oder die 
Postanstalt bestimmten Ausfertigung die statistischen Angaben 
und in der für die Deutsche Bundesbank bestimmten Ausferti­
gung die zahlungsverkehrstechnischen Angaben nicht ausgefüllt 
zu werden;

2. bei Zahlungen nach § 66 Abs. 2
a) von Kontoinhabern, die im Handels- oder Genossen­

schaftsregister eingetragen sind, monatlich bis zum sieben­
ten Tage des auf die Leistung oder Entgegennahme der 
Zahlungen folgenden Monats, wenn der Gesamtbetrag der 
nach § 65 Abs. 1 zu meldenden Zahlungen im Kalendermo­
nat zwanzigtausend Deutsche Mark übersteigt,

b) in den übrigen Fällen halbjährlich bis zum zehnten Tage 
des auf den Ablauf des Kalenderhalbjahres folgenden 
Monats;

3. bei Zahlungen nach § 66 Abs. 3
bis zum siebenten Tage des auf die Leistung oder Entgegennah­
me der Zahlungen folgenden Monats; Sammelmeldungen sind 
zulässig.

§68
Meldungen der Forderungen und Verbindlichkeiten

(1) Gebietsansässige, ausgenommen Geldinstitute, haben ihre For­
derungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden zu mel­
den, wenn diese Forderungen oder Verbindlichkeiten bei Ablauf eines 
Monats jeweils zusammengerechnet mehr als fünfhunderttausend 
Deutsche Mark betragen.

(2) Die Forderungen und Verbindlichkeiten sind jeweils monatlich 
bis zum zehnten Tage des folgenden Monats nach dem Stand des 
letzten Werktages des Vormonats mit dem Vordruck „Forderungen 
und Verbindlichkeiten aus Finanzbeziehungen mit Gebietsfremden“ 
(Anlage Z 5 Bl. 1 und Bl. 2) in doppelter Ausfertigung zu melden, 
sofern nicht Absatz 3 etwas anderes vorschreibt.

(3) Forderungen und Verbindlichkeiten aus dem Waren- und 
Dienstleistungsverkehr mit Gebietsfremden einschließlich der gelei­
steten und entgegengenommenen Anzahlungen sind jeweils monat­
lich bis zum zwanzigsten Tage des folgenden Monats nach dem Stand 
des letzten Werktages des Vormonats mit dem Vordruck „Forderun­
gen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden aus dem 
Waren- und Dienstleistungsverkehr“ (Anlage Z 5 a) in doppelter 
Ausfertigung zu melden.

(4) Entfällt für einen Gebietsansässigen, der für einen vorangegan­
genen Meldestichtag meldepflichtig war, wegen Unterschreitens der 
in Absatz 1 genannten Betragsgrenze die Meldepflicht, so hat er dies 
bis zum zwanzigsten Tage des darauf folgenden Monats der 
Meldestelle schriftlich anzuzeigen.

§69
Meldestellen

(1) Die nach den §§ 65 und 68 vorgeschriebenen Meldungen sind 
der Deutschen Bundesbank zu erstatten. Sie sind bei der Filiale der 
Deutschen Bundesbank abzugeben, in deren Bereich der Meldepflich­
tige ansässig ist.

(2) In den Fällen des § 66 Abs. 1 ist die Meldung bei dem 
beauftragten Geldinstitut und der beauftragten Postanstalt zur 
Weiterleitung an die Deutsche Bundebank abzugeben.

§70
Ausnahmen

§ 64 gilt entsprechend.

2. Untertitel 
Ergänzende Meldevorschriften

§71
Zahlungen im Transithandel

(1) Für Zahlungen im Transithandel gelten die §§ 65 bis 67, 69 und 
70. Ist die Ware bei Abgabe der Meldung bereits an einen 
Gebietsfremden weiter veräußert, so ist der Zahlungseingang zusam­
men mit dem Zahlungsausgang zu melden. Ist die Zahlung des 
gebietsfremden Erwerbers im Zeitpunkt des Zahlungsausgangs noch 
nicht eingegangen, so ist der vereinbarte Betrag der Zahlung zu 
melden.

(2) Wer eine ausgehende Zahlung im Transithandel gemeldet hat 
und die Transithandelsware danach einfuhrrechtlich abfertigen läßt, 
hat dies formlos bis zum zehnten Tage des auf die Einfuhrabfertigung 
folgenden Monats unter Angabe des gemeldeten Betrages und des 
Zeitpunktes der Zahlung mit dem Zusatz „Umstellung von Transit­
handel auf Wareneinfuhr“ zu melden.

(3) Wer eine ausgehende Zahlung für eine Wareneinfuhr gemeldet 
hat und die Ware danach an einen Gebietsfremden veräußert, ohne 
daß diese einfuhrrechtlich abgefertigt worden ist, hat dies formlos bis 
zum zehnten Tage des auf die Veräußerung folgenden Monats unter 
Angabe des gemeldeten Betrages mit dem Zusatz „Umstellung von 
Wareneinfuhr auf Transithandel“ zu melden.


